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Gebühren und Abrechnung
In letzter Minute, längst nachdem
alle Stellungnahmefristen verstri-
chen waren, ergriff die Deutsche
Gesellschaft für Alignerorthodon-
tie (DGAO) eine Initiative mit der
Anregung, im GOZ-Referenten-
entwurf vom April 2011 noch fol-
gende Regelung ersatzlos zu strei-
chen:
„Die Maßnahmen im Sinne der
Nr. 603–608 GOZ umfassen alle
Leistungen zur Kieferumformung
und Retention bzw. zur Einstel-
lung des Unterkiefers in den Re-
gelbiss, unabhängig von den an-
gewandten Behandlungsmetho-
den (z.B. Attachments bei Alig -
nern).“
Erstmals hatte sich damit der
deutsche Gesetzgeber des Be-
griffes der „Aligner“ bedient.
Wäre diese Formulierung Gesetz
geworden, so wäre die gemäß §6
Abs. 1 GOZ analoge Abrechnung
der GOZ 610, 611 für die Einglie-
derung/Entfernung eines Attach-
ments bei Alignern nicht mehr
zulässig gewesen. Die Initiative
war erfolgreich und die fragliche
Formulierung wurde insgesamt
gestrichen. Dies führt dazu, dass
die analoge Abrechnung über
GOZ 610, 611 weiterhin zulässig
bleibt, mehr noch: Die zunächst
vorgesehene Einfügung belegt
den Standpunkt des Gesetzge-
bers, dass die Einbringung der
Attachments mehr als nur ein
Teilschritt bei der Schienenein-
bringung darstellt und vom Leis-
tungsinhalt der GOZ 603–608 eben
nicht abschließend (als Teilleis-
tung) erfasst ist. Durch die Strei-
chung der vorgesehenen Formu-
lierung hat der Gesetzgeber klar-
gestellt, dass die analoge Abrech-
nung über GOZ 610, 611 zulässig
bleiben soll. Dies aus gutem Grund:
Die Einbringung der Attachments
dient nicht nur dazu, die Invisa-
lign®-Schiene adäquat positionie-
ren zu können, sondern sie dient –
wie die Einbringung von Brackets
– dazu, eine kontrollierte Einzel-

zahnbewegung mit Alignern zu
ermöglichen.
So trat die neue GOZ zum 1.7.2012
mit nur wenigen für den Kiefer -
orthopäden relevanten Änderun-
gen in Kraft: Zum 1.7.2012 muss
der Kieferorthopäde gemäß §10
Abs. 1 GOZ jenes „vorgeschrie-
bene Rechnungsformular“ ge-
mäß Anlage 2 verwenden (das 
in diesen Tagen vom Gesetzge-
ber nochmals überarbeitet wird),
wenn er nicht Gefahr laufen will,
dass seine Rechnung nicht fällig
wird. Dieser Vordruck ermöglicht
es den PKVen und der Beihilfe,
diese Rechnung einzuscannen
und EDV-mäßig durch Auswer-
tung der vorgesehenen Textfelder
schnell zu erfassen, wie oft z.B.
eine einzelne GOZ-Position ab-
gerechnet worden ist. Der Be-
griff der Maschinenlesbarkeit ist
mit anderen Worten kein Geset-
zesbegriff und besagt lediglich,
dass ein bestimmter Papiervor-
druck künftig bei der Abrechnung
zahnärztlicher Leistungen von
dem Zahnarzt verwendet werden
muss. In diesem Vordruck ist auch
ein Feld vorgesehen für die Ein-
tragung eines Eurobetrages im
Zusammenhang mit Laboraus-
lagen. Für die Laborabrechnung
selbst gibt es keinen vergleichba -
ren Vordruck und eine Maschi-
nenlesbarkeit der Laborabrech-
nung ist in der GOZ weder für die
Abrechnung des Eigen- noch für
die des Fremdlabors vorgesehen.
Vor der GOZ-Novelle war verein-
zelt die Tätigkeit im Rahmen der
ClinCheck®-Bearbeitung durch
einen Rückgriff auf die Gebüh-
renordnung der Ärzte (GOÄ) ab-
gerechnet worden. Pos. 5377 GOÄ
sieht zwar im Bereich radiologi-
scher Leistungen einen „Zuschlag
für eine computergesteuerte Ana-
lyse – einschließlich speziell nach-
folgender 3-D-Rekonstruktion –“
vor. Diese Abrechnung hat sich
aber in der Erstattungspraxis pri-
vater Krankenversicherungen
nicht durchgesetzt, obwohl eine
scheinbar befürwortende Stel-
lungnahme der Zahnärztekam-

mer Brandenburg vom 21.11.2007
betreffend die „computergestütz -
te Auswertung von Modellen, Fo-
tos und FRS-Bildern“ bekannt ist.
Eine Rechtsanalogie im Sinne 
einer Übertragung auf die Clin -
Check®-Bearbeitung begegnet
aber Bedenken: Hätte der Gesetz-
geber das ihm bekannte Invisa-
lign®-Verfahren unter Verwen-
dung der ClinCheck®-Software
regeln wollen, hätte hierzu im
Rahmen der aktuellen GOZ-No-
velle Gelegenheit bestanden, so-
dass heute nicht mehr davon
ausgegangen werden kann, dass
überhaupt eine vom Gesetzgeber
unbeabsichtigte Regelungslücke
vorliegt. Bei der Beurteilung der
Zulässigkeit der analogen An-
wendung einer Abrechnungs-
norm ist ferner in Betracht zu zie-
hen, ob die eintretenden Rechts-
folgen adäquat sind. Dies ist hier
zu verneinen, da Pos. 5377 GOÄ
max. mit dem einfachen Gebüh-
rensatz abrechenbar ist, mithin
in Höhe von 46,63€. Selbst wenn
eine Regelungslücke zu bejahen
sein sollte, würde die analoge
Rechtsanwendung nicht zu einer
adäquaten Vergütung führen.
Weiterhin soll auf ein nicht rechts-
kräftig gewordenes Urteil des
Landgerichtes Düsseldorf, Urt.
v. 8.9.2011, 11 O 87/09, hingewie-
sen werden, durch das die Kla-
ge eines Versicherungsnehmers
auf Erstattung der KFO-Behand-

lungskosten seines Kindes abge-
wiesen wurde. Problem war, dass
der Behandler einen einheitli -
chen Heil- und Kostenplan er-
stellt hatte, der die Behandlung
bis zum Zahndurchbruch erfass -
te und auch die Behandlung da-
nach. In dem Plan hatte der Be-
handler offen gelassen, mit wel-
chen Behandlungsapparaturen
die zweite Phase der Behand-
lung durchgeführt werden solle
(mit Multiband oder Invisalign®),
da im Zeitpunkt der Planung noch
nicht absehbar war, welchem der

beiden Verfahren er/die Eltern
den Vorzug geben würden. Der
Sachverständige beanstandete
dies und vermochte eine Aussage
zur medizinischen Notwendig-
keit der zweiten Behandlungs-
phase nicht zu treffen, da ihm –
genau wie auch dem Behandler –
die erforderlichen Anknüpfungs-

punkte fehlten. Auch eine Ein-
bestellung der Patienten zur kli-
nischen Untersuchung während
des laufenden Verfahrens wollte
der Sachverständige nicht vor-
nehmen, da insofern auf den
Zeitpunkt der Planerstellung ab-
zustellen sei. Der Sachverstän-
dige stellte insofern das Postulat
auf, dass beide Behandlungspha-
sen durch einen separaten Heil-
und Kostenplan sukzessive zu
planen und zu kalkulieren seien. 
Das Landgericht sah damit den
Beweis der medizinischen Not-
wendigkeit der gesamten Pla-
nung als nicht geführt an und
wies die Klage ab. Zweifel be-
gegnet diese Entscheidung schon
wegen der Formulierung in GOZ
606–608, wonach kieferorthopä-
dische Behandlungspläne eine
Behandlungsprognose für einen
Zeitraum von vier Jahren entwer-
fen sollen, der vorliegend nicht
einmal erreicht worden war. Vor
allem spricht gegen die Entschei-
dung des Landgerichts, dass auf
diesem Wege die Einheitlichkeit
der Planung aufgegeben wird,
der Patient also nicht mehr da-
von ausgehen könnte, dass in ei-
nem Heil- und Kostenplan eine
abschließende Kostenkalkulation
erfolgt, sondern vielmehr je nach
Aktualisierung der Prog nose im
Behandlungsverlauf auch eine Er-
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Rechtliche Aspekte der Alignerbehandlung (4)
Ob juristische Besonderheiten, gerichtliche Entscheidungen zu speziellen Befundsituationen, Verständigungen mit

privaten Krankenversicherungen oder Fragen zu Abrechnung und Begutachtung – eine vierteilige KN-Artikelserie vermittelt 
sämtliche rechtliche Aspekte rund um die Alignerbehandlung. Ein Beitrag von RA Michael Zach.
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